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+++ NGO-Bündnis: Gabriel soll Paralleljustiz für Konzerne in TTIP und CETA stoppen 

− Vorschlag für Investitionsgericht sonst bloße Nebelkerze +++  

Berlin, 7. Mai 2015  

Anlässlich des heutigen Treffens der EU-Handelsminister kritisiert das NGO-Bündnis TTIPunfairHandelbar die 

Reformvorschläge von Wirtschaftsminister Gabriel und EU-Handelskommissarin Malmström zu einem 

internationalen Investitionsgericht. Die Einrichtung eines solchen Gerichtes sei als Reform des Investor-Staat-

Klagemechanismen (ISDS) unzureichend. „Investor-Staat-Klagemechanismen schaffen eine Paralleljustiz für 

ausländische Investoren. Es ist gut, dass die Sozialdemokraten jetzt endlich über eine Abkehr von privaten 

Schiedsgerichten nachdenken. Doch der Vorschlag zu einem internationalen Investitionsgerichtshof verkommt zur 

bloßen Nebelkerze, wenn Gabriel und Co. bei TTIP und CETA die ISDS-Regeln nicht konsequent rausstreichen“ sagte 

Handelsexperte Peter Fuchs von der NGO PowerShift, Mitglied im Bündnis TTIPunfairHandelbar.  

Die Schaffung eines rechtstaatlichen, unabhängigen und öffentlichen internationalen Handels- und 

Investitionsgerichtshofs sei ein anspruchsvoller, komplizierter Prozess, der Jahre in Anspruch nehmen würde. 

Wichtig sei dabei, dass Investoren keine Sonderrechte erhalten, sondern gleichzeitig mit einem Klagerecht auch 

soziale, ökologische und menschenrechtliche Pflichten festgeschrieben werden. Ferner dürfte es keine exklusiven 

Klagerechte für Konzerne geben; ein gleichberechtigter Zugang zum Gericht auch für Opfer von 

Menschenrechtsverletzungen durch die Konzerne, für Gewerkschaften, Umweltorganisationen oder indigene 

Gemeinschaften müsse gesichert werden.  

Nelly Grotefendt vom Bündnis TTIPunfairHandelbar kritisierte: „Die derzeit kursierenden Reformvorschläge dürfen 

nicht als Ablenkungsmanöver genutzt werden, um die Diskussion um TTIP und CETA zu beruhigen. Selbst in 

reformierter Form sind die dort enthaltenen ISDS-Regeln eine konzernfreundliche Alternative zu einem 

unabhängigen öffentlichen Investitionsgericht. Wenn die deutsche und europäische Politik zukünftig eine 

ernstgemeinte Reform ihrer Handelspolitik in Form eines internationalen Investitionsgerichts durchsetzen will, geht 

das nur mit einem ‚Nein‘  zu Konzernklagerechten in den jetzt anstehenden Verträgen und Verhandlungen.“ 

Das Bündnis TTIPunfairHandelbar hat eine detaillierte Erwiderung zum Reformpapier der sozialdemokratischen 

Handelsminister vorgelegt, welches auf Drängen von Wirtschaftsminister Gabriel im Februar 2015 in Madrid 

vorgestellt wurde.  

Link zur Stellungnahme von TTIPunfairHandelbar. 
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